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§2 	 §9 

Vollzugshilfe der Polizei 

Die Polizei leistet den Ordnungsbehörden Vollzugshilfe 
nach den Vorschriften der §§ 25 bis 27 des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalens (PoIG NW). 

§3 
Aufbau 

(1) Die Aufgaben der örtlichen Ordnungsbehörden neh­
men die Gemeinden, die Aufgaben der Kreisordnungsbe­
hörden die Kreise und kreisfreien Städte als Pflichtaufga­
ben zur Erfüllung nach Weisung (§ 9) wahr; dies gilt auch 
für die ihnen als Sonderordnungsbehörden übertragenen 
Aufgaben. 

(2) Landesordnungsbehörden sind die Regierungspräsi­
denten. 

§4 
Örtliche Zuständigkeit 

(1) Die Zuständigk:~it der Ordnungsbehörde ist auf ihren 
Bezirk beschränkt. Ortlich zuständig ist die Ordnungsbe­
hörde, in deren Bezirk die zu schützenden Interessen ver­
letzt oder gefährdet werden. 

(2) Ist es zweckmäßig, ordnungsbehördliche Aufgaben 
in benachbarten Bezirken einheitlich zu erfüllen, so er­
klärt die den beteiligten Ordnungsbehörden gemeinsame 
Aufsichtsbehörde eine dieser Ordnungsbehörden für zu­
ständig. 

§5 

Sachliche Zuständigkeit 


(1) Für die Aufgaben der Gefahrenabwehr sind die örtli ­
chen Ordnungsbehörden zuständig. 

(2) Die Zuständigkeit der Landes- und Kreisordnungs­
behörden bestimmt sich nach den hierüber erlassenen ge­
setzlichen Vorschriften. 

(3) Für den Erlaß von ordnungsbehördlichen Verord­
nungen gelten die §§ 26 und 27. 

§6 

Außerordentliche Zuständigkeit 


(1) Bei Gefahr im Verzug oder in den gesetzlich vorgese­
henen Fällen kann jede Ordnungsbehörde in ihrem Be­
zirk die Befugnisse einer anderen Ordnungsbehörde aus­
üben. Dies gilt nicht für den Erlaß ordnungsbehördlicher 
Verordnungen. 

(2) Erfordert die Erfüllung ordnungsbehördlicher Auf­
gaben Maßnahmen auch in benachbarten Bezirken und 
ist die Mitwirkung der dort örtlich zuständigen Ordnungs­
behörden nicht ohne eine Verzögerung zu erreichen, 
durch die der Erfolg der Maßnahme beeinträchtigt wird, 
so kann die eingreifende Ordnungsbehörde auch in be.. 
nachbarten Bezirken die notwendigen unaufschiebbaren 
Maßnahmen treffen. 

(3) Die allgemein zuständige Ordnungsbehörde ist über 
die getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrich­
ten. 

§7 
Aufsichtsbehörden 

(1) Die Aufsicht über die örtlichen Ordnungsbehörden 
in den Kreisen führt der Oberkreisdirektor als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde. 

(2) Die Aufsicht über die kreisfreien Städte als örtliche 
Ordnungsbehörden und über die Kreisordnungsbehörden 
führt der Regierungspräsident. Er ist gleichzeitig obere 
Aufsichtsbehörde über die kreisangehörigen Gemeinden 
als örtliche Ordnungsbehörden. 

(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist der jeweils zuständige 
Minister. 

§8 
Unterrichtungsrecht 

Die Aufsichtsbehörden können sich jederzeit über die 
Angelegenheiten der Ordnungsbehörden unterrichten. 

Weisungsrecht gegenüber örtlichen und Kreis­
ordnungsbehörden 

(1) Die Aufsichtsbehörden können Weisungen erteilen, 
um die gesetzmäßige Erfüllung der ordnungsbehördlichen 
Aufgaben zu sichern. 

(2) Zur zweckmäßigen Erfüllung der ordnungsbehördli ­
chen Aufgaben dürfen die Aufsichtsbehörden 

a) 	allgemeine Weisungen erteilen, um die gleichmäßige 
Durchführung der Aufgaben zu sichern, 

b) 	besondere Weisungen erteilen, wenn das Verhalten der 
zuständigen Ordnungsbehörde zur Erledigung ord­
nungsbehördlicher Aufgaben nicht geeignet erscheint 
oder überörtliche Interessen gefährden kann. 

(3) Zur zweckmäßigen Erfüllung von ausländer- und 
paßrechtlichen Angelegenheiten dürfen die Aufsichtsbe­
hörden besondere Weisungen auch erteilen, wenn die 
Bundesregierung, der Bundesminister des Innern oder die 
von ihnen bestimmte Stelle in Angelegenheiten des Aus­
länderwesens und des Paßwesens Weisungen erteilen 
können oder die Entscheidung im Einzelfall im Benehmen 
mit einer der genannten Stellen ergehen muß. 

(4) Weisungen zur Erledigung einer bestimmten ord­
nungsbehördlichen Aufgabe im Einzelfalle führt der 
Hauptverwaltungsbeamte als staatliche Verwaltungsbe­
hörde durch, sofern die Aufsichtsbehörde dies in der Wei­
sung festlegt. Dies gilt auch für solche Weisungen, deren 
Geheimhaltung im Interesse der Staatssicherheit erfor­
derlich ist. 

(5) Das Weisungsrecht der Aufsichtsbehörden erstreckt 
sich nicht auf den Erlaß ordnungsbehördlicher Verord­
nungen. 

§ 10 
Selbsteintritt 

(1) Führt der Hauptverwaltungsbeamte die Weisung 
nach § 9 Abs. 4 nicht innerhalb der bestimmten Frist 
durch, so können die Aufsichtsbehörden die Befugnisse 
der ihrer Aufsicht unterstehenden Ordnungsbehörden in 
entsprechender Anwendung des § 109 Abs. 2 der Gemein­
deordnung selbst ausüben oder die Ausübung einem an­
deren übertragen. 

(2) Die allgemein zuständige Ordnungsbehörde ist über 
die getroffene Maßnahme unverzüglich zu unterrichten. 

§11 

Befugnisse der Kommunalaufsichtsbehörden 


Die Behörden der allgemeinen Aufsicht über die Ge­
meinden und Gemeindeverbände haben auch in ord­
nungsbehördlichen Angelegenheiten die Befugnisse der 
§§ 107 bis 111 der Gemeindeordnung. 

§ 12 
Sonderordnungsbehörden 

(1) Sonderordnungsbehörden sind die Behörden, denen 
durch Gesetz oder Verordnung auf bestimmten Sachge­
bieten Aufgaben der Gefahrenabwehr oder in ihrer Eigen­
schaft als Sonderordnungsbehörden andere Aufgaben 
übertragen worden sind. 

(2) Für die Sonderordnungsbehörden gelten die Vor­
schriften dieses Gesetzes, soweit nicht durch Gesetz oder 
Verordnung Abweichendes bestimmt ist. 

§ 13 

Dienstkräfte der Ordnungsbehörden 


(1) Die Ordnungsbehörden führen die ihnen obliegen­
den Aufgaben mit eigenen Dienstkräften durch. Die 
Dienstkräfte müssen einen behördlichen Ausweis bei sich 
führen und ihn bei Ausübung ihrer Tätigkeit auf Verlan­
gen vorzeigen. § 68 Abs. 2 Satz 3 des Verwaltungsvollstrek­
kungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG 
NW) bleibt unberührt. 

(2) Die Dienstkräfte haben im Rahmen ihres Auftrages 
die der Polizei zustehenden Befugnisse. Bei der Anwen­
dung unmittelbaren Zwanges ist der Gebrauch von Schuß­
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waffen den Dienstkräften nur gestattet, wenn sie hierzu 
gesetzlich ermächtigt sind. Befugnisse, die die Polizei 
nach den strafprozessualen Vorschriften ausübt, stehen 
den Dienstkräften nur dann zu, wenn sie auch zu Hilfsbe­
amten der Staatsanwaltschaft bestellt sind. 

Teil 11 

Befugnisse der Ordnungsbehörden 


Abschnitt 1 

Ordnungsverfügungen 


§ 14 

Voraussetzungen des Eingreifens 


(1) Die Ordnungsbehörden können die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle beste­
hende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
(Gefahr) abzuwehren. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die die Ordnungsbehör­
den nach besonderen Gesetzen und Verordnungen durch­
führen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3), haben sie die dort 
vorgesehenen Befugnisse. Soweit solche Gesetze und Ver­
ordnungen Befugnisse der Ordnungsbehörden nicht ent­
halten, haben sie die Befugnisse, die ihnen nach diesem 
Gesetz zustehen. 

§ 15 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 


(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnah­
men haben die Ordnungsbehörden diejenige zu treffen, 
die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich 
am wenigsten beeinträchtigt. 

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil füh­
ren, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer Ver­
hältnis steht. 

(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr 
Zweck erreicht ist oder sich zeigt, daß er nicht erreicht 
werden kann. 

§ 16 
Ermessen 

Die Ordnungsbehörden treffen ihre Maßnahmen nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

§17 
Verantwortlichkeit für das Verhalten 

von Personen 

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die 
Maßnahmen gegen diese Person zu richten. 

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, entmündigt 
oder unter vorläufige Vormundschaft gestellt, können 
Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die 
zur Aufsicht über sie verpflichtet ist. 

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung be­
stellt ist, die Gefahr in Ausführung der Verrichtung, so 
können Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet 
werden, die die andere zu der Verrichtung bestellt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit 
andere Vorschriften dieses Gesetzes oder andere Rechts­
vorschriften bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu 
richten ist. 

§ 18 

Verantwortlichkeit für den Zustand 


von Sachen 


(1) Geht von einer Sache eine Gefahr aus, so sind die 
Maßnahmen gegen den Eigentümer zu richten. 

(2) Die Ordnungsbehörde kann ihre Maßnahmen auch 
gegen den Inhaber der tatsächlichen Gewalt richten. Sie 
muß ihre Maßnahmen gegen den Inhaber der tatsächli ­
chen Gewalt richten, wenn er diese gegen den Willen des 
Eigentümers oder eines anderen Verfügungsberechtigten 
ausübt oder auf einen im Einverständnis mit dem Eigen­
tümer schriftlich oder protokollarisch gestellten Antrag 
von der zuständigen Ordnungsbehörde als allein verant­
wortlich anerkannt worden ist. 

(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so 
können die Maßnahmen gegen denjenigen gerichtet wer­
den, der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 

(4) § 17 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 19 

Inanspruchnahme nicht verantwortlicher 


Personen 


(1) Die Ordnungsbehörde kann Maßnahmen gegen an­
dere Personen als die nach den §§ 17 oder 18 Verantwortli ­
chen richten, wenn 

1. 	 eine gegenwärtige erhebliche Gefahr abzuwehren ist, 
2. 	 Maßnahmen gegen die nach den §§ 17 oder 18 Verant­

wortlichen nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind 
oder keinen Erfolg versprechen, 

3. 	 die Ordnungsbehörde die Gefahr nicht oder nicht 
rechtzeitig selbst oder durch Beauftragte abwehren 
kann und 

4. 	 die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung und 
ohne Verletzung höherwertiger Pflichten in Anspruch 
genommen werden können. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf­
rechterhalten werden, solange die Abwehr der Gefahr 
nicht auf andere Weise möglich ist. 

(3) § 17 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§20 
Form 

(1) Anordnungen der Ordnungsbehörde, durch die von 
bestimmten Personen oder einem bestimmten Personen­
kreis ein Handeln, Dulden oder Unterlassen verlangt oder 
die Versagung, Einschränkung oder Zurücknahme einer 
rechtlich vorgesehenen ordnungsbehördlichen Erlaubnis 
oder Bescheinigung ausgesprochen wird, werden durch 
schriftliche Ordnungsverfügungen erlassen. Der Schrift ­
form bedarf es nicht bei Gefahr im Verzug; die getroffene 
Anordnung ist auf Verlangen schriftlich zu bestätigen, 
wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht. 

(2) Ordnungsverfügungen dürfen nicht lediglich den 
Zweck haben, die den Ordnungsbehörden obliegende Auf­
sicht zu erleichtern. Schriftliche Ordnungsverfügungen 
müssen eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. 

§ 21 
Wahl der Mittel 

Kommen zur Abwehr einer Gefahr mehrere Mittel in 
Betracht, so genügt es, wenn eines davon bestimmt wird. 
Dem Betroffenen ist auf Antrag zu gestatten, ein anderes 
ebenso wirksames Mittel anzuwenden, sofern die Allge­
meinheit dadurch nicht stärker beeinträchtigt wird. Der 
Antrag kann nur bis zum Ablauf einer dem Betroffenen 
für die Ausführung der Verfügung gesetzten Frist, ande­
renfalls bis zum Ablauf der Klagefrist, gestellt werden. 

§ 22 

Fortfall der Voraussetzungen 


Fallen die Voraussetzungen einer Ordnungsverfügung, 
die fortdauernde Wirkung ausübt, fort, so kann der Betrof­
fene verlangen, daß die Verfügung aufgehoben wird. Die 
Ablehnung der Aufhebung gilt als Ordnungsverfügung. 

§ 23 

Versagung ordnungsbehördlicher 


Erlaubnisse 


Die Ordnungsbehörde darf eine Erlaubnis oder Beschei­
nigung, auf die der Antragsteller unter bestimmten Vor­
aussetzungen einen Rechtsanspruch hat (gebundene Er­
laubnis), nur versagen, wenn diese Voraussetzungen nicht 
vorliegen. Sie darf eine Erlaubnis oder Bescheinigung, de­
ren Erteilung in das pflichtgemäße Ermessen der Ord­
nungsbehörde gestellt ist (freie Erlaubnis), vorbehaltlich 
anderer gesetzlicher Vorschriften nur versagen, wenn dies 
der Erfüllung ordnungsbehördlicher Aufgaben dient. 

§ 24 
Geltung des Polizeigesetzes 

Die Vorschriften der §§ 9 und 11 bis 24 des Polizeigeset­
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